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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 18. Februar 1982.
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayerischen

Landessczialgerichtg vom 5. April 1981 wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Streitig ist, ob dem Kläger Arbeitslosenhilfe (Alhi) für die

Zeit vom 5. April 1977 bis 50. Juni 1978 zusteht.

Der Kläger, der seit dem 1. Juli 1978 wieder in Arbeit war,

hatte bis zum 4. April 1977 Arbeitslosengeld (Alg) bezogen
und für die anschließende Zeit die Bewilligung von Alhi be-

antragt. Die Beklagte lehnte diesen Antrag mit Bescheid vom -
17. April 1979 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

5. August 1979 ab. Sie vertrat die Auffassung, von dem auf die

Alhi anrechenbaren Einkommen der Ehefrau des Klägers, das

wöchentlich 545,75 DM betrage, könnten Abzüge, die wegen einer

Lohnpfändung und Abtretung vorgenommen würden, nicht berück-

sichtigt werden. Aufgrund einer Abtretung wurden von dem Ar—

beitsentgelt der Ehefrau des Klägers monatlich 296‚-- DM ein—

behalten und aufgrund eines Pfändungs— und Uberweisungsbe-

schlusses monatlich ein Betrag in unterschiedlicher Höhe.

Das Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 17. Januar 1980 die
angefochtenen Bescheide aufgehoben und die Beklagte verurteilt,

dem Kläger ab 5. April 1977 Alhi ohne Anrechnung der abgetre—

tenen und gepfändeten Gehaltsteile seiner Ehefrau zu zahlen.

Das Landessozialgericht (LSG) hat dieses Urteil aufgehoben und
die Klage abgewiesen (Urteil vom 5. April 1981). Zur Begründung
hat es im wesentlichen ausgeführt: Auf die Alhi des Klägerami
sei aus dem Einkommen seiner Ehefrau ein Betrag anzurechnen,

der die gemäß 9 136 Arbeitsförderung8gesetz (AFG) errechnete
Alhi in Höhe von wöchentlich DM 188,40 weit übersteige. Aus dem
vorgelegten Lohnnachweis seiner Ehefrau ergebe sich ab 1977

ein monatliches Bruttoeinkommen von 2.041,04 DM und hiernach

— abzüglich der Lohn- und Kirchensteuer sowie der Beiträge zur_

...}-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘?“

Sozialversicherung——eünNettoeinkommen von monatlich 1.591,01 DM

Dasgemäßä‚158 Abs1?Nr2 AFGauf die Alhi ahzurechnendeEin-
kommenbetrage demnnch unter Berücksichtigung eines/wöchent—

lichen Freibetrageß von 75‚-— DN etwa 265}—- DM wöchentlich..

Die Lohnpfändung'und die Gehaltsahtretung könnten bei dem auf

die
Alhi anzurechnenden Einkommen der Ehefrau des Klägers nicht

berücksichtigt werden. Schon der eindeutige Wortlaut des Ge-

setzes verbiete eine solche extensive Auslegung. Diese würde
aucbfnicht dem Sinn und Zweck der Bedürftigkeitsregelung im

p;nmen der glhi ent3prechen. Das Bayerische LSG habe in dem

Urteil vom 26. Mai 1977 (Breithaupt 4977, 1053), auf das sich
das SG und der Kläger zur Stützung ihrer Rechtsauffassung be—
ziehen, lediglich darüber zu entscheiden gehabt, ob bei der Bee

dürftigkeitsprüfung nach 5 158 AFG ein von der Krankenkasse
einbehaltener und mit einer Beitragsforderung aufgerechneter

.Teil des Krankengeldes zu berücksichtigen sei. Es habe dagegen. '
die Frage ausdrücklich offengelassen, ob in Fällen einer frei- '
willigen Verfügung über das Einkommen dieser Teil unter be—

stimmten Umständen gleichwohl anzurechnen sei,scaiaß diese.
Entscheidung der hier vertretenen Auffassung insoweit nicht

entgegenstehe. ' ' '

Mit der Revision rügt der Kläger eine Verletzung des 5 138-
Abs 2 AFG. Er ist der Auffassung, das LSG habe verkannt, daß '
die Einkommensdefinition in 5 158 Abs 2 AFG nicht isoliert
gesehen werden dürfe, sondern nur im Rahmen der Bedürftigkeit‘

des 5 158 Abs 1 AFG. Das LSG habe darüber hinaus die tatsäch-
liche Situation verkannt. Die Schulden seiner Ehefrau seien
nicht etwa zu einer Zeit entstanden, als er Alhi in Anspruch

genommen habe, sondern schon einige Jahre vorher. Unrichtig

sei auch die Auffassung in dem angefochtenen Urteil, seine

Ehefrau habe gegen den Pfändungs- und Uberweisungsbeschluß
nichts unternommen. Sie habe sich in dem vorausgegangenen
streitigen Verfahren mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln
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gegen den dort geltend gemachten Anspruch — allerdings erfolg—

los — zur Wehr gesetzt.

Zu Unrecht meine das LSG weiterhin, der Auffassung des SG
könne nicht beigetreten werden, wonach im Rahmen der Bedürf—

tigkeitsprüfung des 5 458 AFG sozialpolitische Gesichtspunktev
im Sinne der Sicherstellung des Lebensunterhalts herangez0gen

werden müßten, um den Einkommensbegriff des 5 738 Abs 2 AFG

auszulegen. Die Zahlung der Alhi sei eine sozialpolitische Maß—

nahme, was schon daraus hervorgehe, daß hier im Gegensatz zum
Als auf die Bedürftigkeit abgestellt werde. Bei der Frage der
Bedürftigkeit sei aber das dem anderen Ehegatten zur Verfügung

stehende Nettoeinkommen allein maßgebend. Aus dem Gesetzeswort—

laut ergebe sich nicht, daß Verpfändungen oder Pfändungen un-
berücksichtigt zu bleiben hätten. Deshalb könne nur von dem
Betrag au3gegangen werden, der dem Ehegatten tatsächlich zur
Verfügung stehe, und das sei der, der vom Arbeitgeber au3ge—
zahlt werde. Jede andere Auffassung würde zu ungerechten Lö-

sungen führen und schließlich den Arbeitslosen zwingen, Sozial-
hilfe zu beantragen.

Der Kläger beantragt (nach Seinem Vorbringen),

das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 5. April
4981 aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das
Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom 17. Januar 1980

zurückzuweisen. '

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124 Abs 2
Sozialgericht5ge3etz -SGG-).

II

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Die angefochtenen

Bescheide sind nicht rechtswidrig. Der Kläger hat keinen An—
spruch auf Alhi.

Wie das LSG festgestellt hat, sind die Voraussetzungen für die

Gewährung von Alhi für den hier in Betracht kommenden Zeitraum

bis auf die gemäß 5 154 Abs 1 Nr 5 AFG erforderliche Bedürf—
tigkeit erfüllt. Der Arbeitslose ist bedürftig, soweit er sei-

nen Unterhalt und den seines Ehegatten und - was hier nicht

einschlägig ist — unter bestimmten Voraussetzungen den seiner

Kinder nicht auf andere Weise als durch Alhi bestreitet oder

bestreiten kann und das Einkommen, das nach 5 158 AFG zu be—
rücksichtigen ist, die Alhi nach 5 156 AFG nicht erreicht
(5 157 Abs 1 AFG in der hier maßgeblichen Fassung von Art 27
des Einführung5gesetzes zum Einkommensteuer—Reformgesetz

—EGEStRG—vom 21. Dezember 1974 - BGBl I 5656).
_

Der Kläger war deshalb nicht bedürftig, weil das nach 5 158

AFG (in der hier maßgeblichen Fassung des Art 27 EGEStRG)an?

zurechnende Einkommendie Alhi nach 5 156 AFG, die nach den
tatsächlichen Feststellungen des LSG 188,40 DM wöchentlich

beträgt, erreicht. Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen,
daß das Arbeitsentgelt der Ehefrau des Klägers, die mit ihm

in einem gemeinsamen Haushalt lebt, als Einkommen im Rahmen
_

der Bedürrtigkeitsprüfung gemäß 5 158 Abs 1 Nr 2 AFG zu berück—
sichtigen ist, soweit es 75,—— DM in der Woche übersteigt. Es

zählt nicht zu den Leistungen, die gemäß 5 158 Abs 5 AFG und
nach 5 11 der Alhi-Verordnung nicht als Einkommen gelten.

; 6 -
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Das Arbeitsentgelt der Ehefrau des Klägers ist, wie das LSG

weiterhin zutreffend entschiedenhat, ohne Anrechnung der

Abzüge, die wegen der Abtretung und der Lohnpfändung und

'-überweisung erfolgt sind, zu berücksichtigen. Das folgt schon

aus der Begriffsbestimmung, die das Gesetz in'ä 158 Abs 2
AFG getroffen hat. Hiernach gelten als Einkommen alle Ein—

künfte in Geld oder Geldeswert nach Abzug der Steuern, der

Beiträge zur Sozialversicherung und zur Bundesanstalt oder ent-

sprechende Aufwendungen zur sozialen Sicherung in angemessenem
Umfange und.derWerbungskosten. Andere Abzüge, insbesondere sol— f

che, die zur BegleichungvonSchuldenerfolgen, sind hier nicht.,
erwähnt und können nach dem Gesetzeswortlaut die anrechenbaren

Einkünfte nicht mindern. Das Gesetz sagt zwar nicht, was Ein-A

künfte sind. Auf jeden Fall haben jedoch Einkünfte, deren Ge-

samtbetrag das Einkommen ausmacht, Veränderungen des Vermögens—
bestandes dessen zur Folge, der diese Einkünfte hat (BSG SozR

4100 5 158 Nr 5). Bei der Ehefrau des Klägers bewirken die für

die Abtretung und Lohnpfändung und —überweisung vorgenommenen
Abzüge eine Verändening ihres Vermögensbestandes. In Höhe der
Abzüge mindern sich ihre Schulden. Dievon ihrem Nettogehalt

einbehaltenen Beträge gehören mithin zu ihren Einkünften im

Sinne von 5 158 Abs 2 AFG (so auch Schönefelder/Kranz/Wanka,

Kommentar zum AFG, 5 158 Anm 10; Hennig/Kühl/Heuer, Kommentar-

zum AFG, % 158 Anm 5b; Krebs, Kommentar zum AFG, 5 158 Anm 29,
Draeger/Buchwitz/Schönfelder, AVAVG,Band2, s 450 Anm10).
UnbeachtliCh ist für die Rechtsnatur der Leistungen, daß die

Ehefrau des Klägers aufgrund der Abtretung und Pfändung nicht
über sie verfügen konnte. '

Diese Auslegung entspricht auch der Systematik des Gesetzes.

Der 5 158 Abs 1 AFG (in der hier maßgeblichen Fassung von
Art 27 EGEStRG) enthält in den Nummern 2 und 5 Sonderregelungen
für die Anrechnung von Einkommen des Ehegatten und naher Ange- ‘

höriger, die mit dem Arbeitslosen in einem gemeinsamen Haus—y

halt leben. Hierbei vermutet der Gesetzgeber, daß dieses
‘

>‘
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Einkommendem gemeinsamenVerbrauch zugeführt wird, und läßt
den Angehörigen 3■d dem Ehegatten lediglich einen festen Frei— !

betrag für den Eigenbedarf. Der Geset2geber will mit der Re—

gelung in %458/Abs 1 Nrn 2 und 5 AFGin diesen Fällen die
vielfach rechf/schwierige Feststellung der Höhe des Unterhalts—

yanspruchs des”Arbeitslosen erleichtern und Weicht damit bewußt

von den unterhaltsrechtlichen Regelungen des Bürgerlichen Ge—

setzbuches‚tBGß) ab. Letztere gelten nur in den Fällen des 5 458
Abs 4 Nr w/AFG, dh für unterhaltspflichtige Angehörige und den

Ehegatten, soweit sie nicht im gemeinsamen Haushalt mit dem

Arbeitsf: sen leben. Nur deren Unterhaltspflicht richtet sich

nach
ée;‚ Bestimmungen

des BGB. " ‘ ’

Dié vom erkennenden Senat vorgenommene Auslegung ent3pricht

dem Zweck des Gesetzes. Hiernach soll, wie aus 5 457 AFG her-
vorgeht, die Alhi dazu dienen, den Unterhalt des Arbeitslosen

und den seiner Ehefrau und - unter Berücksichtigung besonderer,

Voraussetzungen — den seiner Kinder zu bestreiten. Wollte man
der Auffassung des Klägers folgen, würde diese Sozialleistung

im Ergebnis zur Tilgung von Schulden dienen, also zweckwidrig

gewährt werden. Die Entscheidung des Senats ist auch nicht un—
billig. Der Schuldner — hier also der Ehegatte des Arbeitslosen-

kann sich, worauf das LSG zutreffend hingewiesen hat, gemäß

5 400 BGBund 5 766 Zivilprozeßordnung (ZPO) gegen Abtretungen
und Pfändungen, die über die Pfändungsfreigrenzen hinau3gehen,;‘

zur Wehr setzen. Auf die Frage, wann die Schulden entstanden

sind, kommt es hierbei nicht an.
;n

Der entgegenstehenden Auffassung des 9. Senats des Bayerischen
LSG in seinem Urteil vom 26. Mai 4977 (Breithaupt 4977, S 4055)

kann daher aus den vorstehenden Gründen nicht gefolgt werden.

Insbesondere wird hierbei verkannt, daß die Nrn 2 und 5 des

5 458 Abs 4 AFGhinsichtlich der Berücksichtigung des Einkom-
mens der dort genannten Personen eine Sonderregelung enthalten,

die von den Unterhaltsregelungen des bürgerlichen Rechts ab-
weicht.
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Nach den von dem Kläger nicht angegriffenen Feststellungen des

LSG, an die der Senat gemäß 5 165 SGGgebunden ist, sind bei
der Berechnung des Einkommens der Ehefrau des Klägers die Steuern,

die Beiträge zur Sozialversicherung1nuizur Beklagten sowie die

Werbungskosten nach 5 458 Abs 2 AFG berücksichtigt werden.

Die Revision muß daher zurückgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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